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Schriftliche Stellungnahme zum Gesetzesentwurf zur Anpassung des allgemeinen 

Datenschutzrechtes an die Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtli-

nie (EU) 2016/680 (Drs. 17/1981) 

 

 

Bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 19.3.2018 nimmt die Gesellschaft für Daten-

schutz und Datensicherheit e.V. (GDD) zum Gesetzesentwurf zur Anpassung des all-

gemeinen Datenschutzrechtes an die Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung 

der Richtlinie (EU) 2016/680 (Drs. 17/1981) wie folgt Stellung: 

 

I. Bedarf einer nationalen Gesetzgebung 
Zur Anpassung an die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sind nationale Re-

gelungen weiterhin möglich und zum Teil sogar verpflichtend vorgeschrieben. Über-

dies begründet die umzusetzende Richtlinie (RL) zum Schutz natürlicher Personen bei 

der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum 

Zweck der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder 

der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rah-

menbeschlusses 2008/977/JI (JIRL) einen legislativen Handlungsbedarf. Diese Form 

des Rechtsakts verlangt automatisch die Implementierung im nationalen Recht. Nach 

Art. 63 JIRL sind die der RL unterfallenden Staaten verpflichtet, die einzelstaatlichen 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung der RL zu erlassen. Der Landes-

gesetzgeber kommt mit dem vorliegenden Gesetzentwurf dieser Pflicht nach und ver-

sucht den eröffneten Gestaltungsrahmen zu nutzen. Dies ist zu begrüßen.   

 

Das Ziel der DS-GVO ist die Vollharmonisierung der Regelungen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU). 

Diese Zielvorgabe kann jedoch mit der DS-GVO nicht vollumfänglich erreicht werden. 

Zwar stellt die Grundverordnung unmittelbar anwendbares Datenschutzrecht dar, 

gleichwohl sind die Mitgliedstaaten an vielen Stellen weiterhin in der Pflicht nationale 

Regelungen vorzusehen. Dies gilt im Besonderen für die Verarbeitung personenbezo-

gener Daten zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung oder zur Wahrnehmung ei-

ner Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt 
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erfolgt. So gesehen, stellt die DS-GVO eine „hinkende Verordnung“ oder einen Hybrid 

aus Richtlinie und Verordnung dar. 

 

 

II. Grenzen der nationalen Gesetzgebung 
Bei der nationalen Ausgestaltung und Anpassung an das EU-Datenschutzrecht sollten 

die Grenzen des legislativen Gestaltungsspielraums bekannt sein. Für die Unionsmit-

glieder gilt es bei Nutzung der Öffnungsklauseln innerhalb der Regelungsdichte der 

DS-GVO zu verbleiben. Die Öffnungsklauseln der DS-GVO determinieren maßgeblich 

den Rahmen für den nationalen Gestaltungsspielraum. Innerhalb dieser Regelungs-

grenzen besteht eine Zulässigkeit und mitunter eine Pflicht zur Konkretisierung und 

Spezifizierung in Form von zu erlassendem Recht. Die Vereinbarkeit mit dem Unions-

recht bei der Ausgestaltung der Öffnungsklausel hängt entscheidend davon ab, wie 

sich das Verhältnis zwischen der unmittelbar geltenden DS-GVO und den nationalen 

Bestimmungen darstellt. Hierzu ist das sekundärrechtliche Schutzniveau als Maßstab 

für einzelstaatliche Vorschriften zu würdigen. Die Ausfüllung von Öffnungsklauseln 

soll das von der DS-GVO ausgehende Schutzniveau nicht erhöhen, sondern konkreti-

sierenden und spezifizierenden Charakter haben, der zu keinen Abweichungen des 

übergeordneten supranationalen Rechts führt. Kollidieren nationale und europäische 

Regelungen, so gilt ein Anwendungsvorrang des Unionsrechts vor nationalem Recht.  

 

Eine weitere Grenze stellt der Regelungsbereich der DS-GVO dar. Solange eine uni-

onsrechtliche Vorschrift einen Sachverhalt nicht abschließend regelt, können auch na-

tionale Regelungen bestehen bleiben und insbesondere auch eigene Vorgaben erlau-

ben. Schließlich mangelt es der EU u. a. auch an der Kompetenz, um beispielsweise 

Bereiche wie den Gesundheits- oder Beschäftigtendatenschutz selbst abschließend 

regeln zu können. Die Mitgliedstaaten müssen hier den ihnen verbleibenden Gestal-

tungsspielraum durch den Erlass von Datenschutzbestimmungen nutzen. Danach 

ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz der Länder im Datenschutzrecht im Beson-

deren für den Bereich des Rundfunks oder innerhalb der klassischen Landesmaterien 

des Polizei-, Kommunal- und Schulrechts, aber auch im Gesundheitswesen. Außer-

halb des Regelungsbereichs der DS-GVO ist ein Konflikt zwischen europäischem und 

nationalen Recht ausgeschlossen. 

 

Für den Datenschutz der nicht-öffentlichen Stellen besitzen die Länder grundsätzlich 

keine Gesetzgebungskompetenz. Diese liegt allein beim Bundesgesetzgeber. 

 

Da die Grenzen des legislativen Gestaltungsspielraum insgesamt nicht klar konturiert 

sind, können Regelungslücken und nicht mit Unionsrecht vereinbarende Vorschriften 

die Folge sein. Für den Landesgesetzgeber gilt es daher solche Kollisionen zu vermei-

den. Auch im Sinne der praktikablen Rechtsanwendung sollten widersprüchliche Re-

gelungen vermieden werden, um nicht noch mehr Rechtsunsicherheit bei der Verar-

beitung personenbezogener Daten zu erzeugen.  

 

 

III. Regelungsgeflecht ab Mai 2018 
Auch nach der EU-Datenschutzreform mit der unmittelbar anwendbaren DS-GVO im 

Zentrum bleibt das Datenschutzrecht ein Regelungsgeflecht. Das Zusammenspiel der 

verschiedenen Datenschutzregime ist komplex. Sowohl von Seiten der EU-Ebene, der 
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Bundesebene und der Landesebene gibt es Datenschutzregelungen. Durch das ge-

samte Mehrebenensystem hindurch verläuft zusätzlich die Differenzierung zwischen 

allgemeiner datenschutzrechtlicher und bereichsspezifischer Regelung. Diese Diffe-

renzierung schlägt sich auch auf den vorliegenden Gesetzesentwurf nieder, wonach 

die Art. 2-10 eine Anpassung des Fachrechts mit Datenschutzbezügen zur Folge ha-

ben. 

Da vom Landesrecht nicht geregelt, entfällt zumindest eine Unterscheidung zwischen 

Vorschriften für die Datenverarbeitung durch öffentliche und nicht-öffentliche Stellen 

als weitere Komplexität innerhalb des Regelungsgeflechts.  

 

 

IV. Ausgewählte Regelungsbereiche in Art. 1 
Aufgrund des Umfangs des Gesetzesentwurfs sind die Ausführungen auf ausgewählte 

Regelungsbereiche des Gesetzesentwurfes beschränkt. 

 

Zu § 4: 
Zusätzlich zu den in Art. 4 DS-GVO enthaltenen Begriffsbestimmungen sieht der Ge-

setzesentwurf mit § 4 eine weitere Legaldefinition vor. Eine Definition der “Anonymi-

sieren” erscheint zwar wünschenswert, doch es ist nicht offenkundig, inwiefern eine 

Befugnis besteht, zusätzlich zur DS-GVO weitere Begriffe landesgesetzlich zu definie-

ren. Verfahren der Anonymisierung kommen in der Praxis zweifellos vor. Schlussend-

lich betreibt der Landesgesetzgeber hier keine nationale Gesetzgebung innerhalb des 

Anwendungsbereichs der DS-GVO, denn „diese Verordnung betrifft nicht die Verarbei-

tung solcher anonymer Daten“ (ErwG. 26 DS-GVO). 

 

Zu § 5 Abs. 6: 
Im Sinne der Schaffung eines einheitlichen Schutzniveaus innerhalb der EU (ErwG. 10 

DS-GVO) ist es zu begrüßen, dass der Anwendungsbereich auf alle bisher  dem  DSG  

NRW a.F.  unterstehenden öffentlichen Stellen erstreckt wird, selbst wenn deren Tä-

tigkeit nicht originär dem Anwendungsbereich der DS-GVO unterfällt. 

 

Zu § 9 Abs. 1: 
Diese gesetzgeberische Tätigkeit ist dahingehend zu begrüßen, dass von den in Art. 6 

Abs. 2 und 3 DS-GVO bestehenden Befugnissen Gebrauch gemacht wird. Das Sekun-

därrecht erlaubt den Mitgliedstaaten in dem gesetzten Rahmen, Datenschutzvor-

schriften in Bezug auf die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung 

oder öffentlicher Aufgaben zu erlassen. Mit § 9 Abs. 1 schafft der Landesgesetzgeber 

zur DS-GVO zusätzliche Rechtmäßigkeitstatbestände, die für die öffentliche Verarbei-

tung personenbezogener Daten nötig erscheinen. 
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Zu § 11: 
In Ermangelung einer unionalen Regelungskompetenz, obliegt es allein den Mitglied-

staaten Beschränkungen der Betroffenenrechte mit Blick auf die öffentliche Sicher-

heit und die Abwehr von Gefährdungen vorzunehmen. So erlaubt Art. 23 DS-GVO Be-

schränkungen von Transparenzrechten Betroffener gesetzlich zu regeln. Der Erlass 

von entsprechendem Landesrecht ist zu begrüßen, um eine bedingungslose Informa-

tionsgewährung im Sinne der Art. 13 und 14 DS-GVO dort zu vermeiden, wo die staat-

liche Aufgabenerfüllung gegenüber der transparenten Datenverarbeitung vorrangig 

ist. Gleichwohl wird die grundsätzliche Anforderung an eine transparente Datenver-

arbeitung damit nicht obsolet. Jede nach Art. 23 Abs. 1 DS-GVO zulässige Beschrän-

kungsregelung muss formellen, aber vor allem materiellen Anforderungen, wie ent-

sprechenden kompensatorischen Maßnahmen, genügen. 

 

Im vorliegenden Gesetzesentwurf ist eine Beschränkung der Informationspflicht nach 

Art. 23 DS-GVO zulässigerweise vorgesehen. Der legislative Gestaltungsspielraum er-

laubt dem Gesetzgeber aber nicht nur die Informationspflicht nach Art. 13 Abs. 3 und 

Art. 14 Abs. 1, 2 und 4 DS-GVO zu beschränken. Vielmehr kann die Informationspflicht 

nach Art. 13 und 14 DS-GVO insgesamt unter den Voraussetzungen des Art. 23 Abs. 1 

DS-GVO beschränkt werden. So sieht es etwa auch die Freie und Hansestadt Hamburg 

in ihrem Entwurf zum Hamburgisches Datenschutzgesetz (§ 15) oder der Freistaat 

Thüringen in seinem Entwurf zum Thüringer Datenschutzgesetz (§ 20) vor. Mit Blick 

auf denkbare Beispiele wie die Bekämpfung von Bränden, Umweltkatastrophen oder 

Notarzteinsätzen zeigt sich, dass in solchen Fällen die Informationserteilung in Gänze 

zurücktreten kann und nicht nur unter den Bedingungen des Art. 13 Abs. 3 DS-GVO. Es 

sollte überdacht werden, ob diesen Beispielen im Sinne der praktikablen Informati-

onsgewährung öffentlicher Stellen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nicht gefolgt wer-

den soll.  

  

Zu §§ 15 und16: 
Die Vorschriften dienen als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besonderer Katego-

rien personenbezogener Daten und füllen Art. 9 Abs. 2 DS-GVO aus. Diese gesetzge-

berische Tätigkeit ist dahingehend zu begrüßen, dass von den in Art. 9 DS-GVO beste-

henden Öffnungsklauseln Gebrauch gemacht wird. 

 

Zu § 18: 
Mit § 18 zur Datenverarbeitung für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses beab-

sichtigt der Landesgesetzgeber die Öffnungsklausel des Art. 88 DS-GVO auszufüllen. 

Da dieser Bereich von der EU aufgrund mangelnder Kompetenz auch nicht vereinheit-

licht geregelt werden kann, ist es außerordentlich begrüßenswert, dass der Landes-

gesetzgeber von seiner Möglichkeit Gebrauch macht und die Datenverarbeitung im 

Beschäftigungskontext selbstständig regelt. 
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Zu § 20:  
Die Vorschrift orientiert sich stark an § 4 BDSG-neu. Die Länder regeln die Vorausset-

zungen für die Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume durch öffentliche 

Stellen des Landes, der Gemeinden oder Landkreise zum Zweck der Aufgabenerfül-

lung der jeweiligen öffentlichen Stelle, zur Wahrnehmung des öffentlichen Haus-

rechts, zum Schutz des Eigentums oder Besitzes oder zur Kontrolle von Zugangsbe-

rechtigen. Dabei verzichtet der Gesetzesentwurf sinnvollerweise auf die Exklusivität 

der Rechtsgrundlage für die Videoüberwachung, indem nicht die Verwendung „ist nur 

zulässig, wenn“ benutzt wird, sondern stattdessen von „ist zulässig, wenn“ gespro-

chen wird.  

 

In Hinsicht auf die Transparenz geht der Gesetzgeber den einzig praktikablen Weg der 

gestuften Informationsgewährung. Er bewertet neben der Videoüberwachung selbst, 

die Angaben nach Art. 13 Abs. 1 lit. a (Verantwortlicher und Vertreter), lit. b (ggf. be-

stellter Datenschutzbeauftragter) und lit. c (Zwecke und Rechtsgrundlage) als Infor-

mationen der 1. Stufe. Bei dieser Regelung handelt es sich der Gesetzesbegründung 

nach nicht um eine denkbare Beschränkung der Informationspflicht nach Art. 23 DS-

GVO, sondern um eine spezifische Bestimmung der Transparenz.  Komplementär dazu 

ist darauf hinzuweisen, wo die betroffenen Personen die weiteren Informationen nach 

Art. 13 DS-GVO erhalten können, um den unionsrechtlichen Anforderungen zu ent-

sprechen. 

 

Zu § 24:  
Der Landesgesetzgeber regelt mit § 24, dass bei der Einführung neuer Verarbeitungs-

vorgänge eine (erneute) Datenschutz-Folgenabschätzung durch die jeweilige öffentli-

che Stelle nichtdurchgeführt werden soll, sofern eine solche Überprüfung bereits 

durch die oberste Landesbehörde für wesensgleiche Verfahren durchgeführt wurde. 

Durch diese Möglichkeit sollen die Behörden und öffentlichen Stellen entlastet und ein 

ökonomisches Arbeiten gewährleistet werden. Der Verordnungsgeber sieht die Ver-

meidung doppelter Datenschutz-Folgenabschätzung für solche Fälle, in den bereits 

eine Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgte, ausdrücklich vor. Für den praktikab-

len Umgang mit dem Schutz personenbezogener Daten ist diese Regelung ausdrück-

lich zu begrüßen. 

 

Zu § 25:  
Dem in der DS-GVO verfassten und von der Unionsgerichtsbarkeit bestätigten Gedan-

ken der völligen Unabhängigkeit der Aufsichtsbehörden muss der Landesgesetzgeber 

Folge leisten. Für die Errichtung jeder Länderaufsicht sind nach Art. 54 Abs. 1 lit. a 

DS-GVO entsprechende Rechtsvorschriften zu erlassen. Damit ist den Landesgesetz-

gebern aufgrund der nach Art. 51 Abs. 1 i. V. m Abs. 3 DS-GVO zulässigen föderalen 

Aufsichtsstruktur ein obligatorischer Regelungsauftrag auferlegt. Innerhalb dessen 

besitzen die Länder einen, wenn auch nur eng begrenzten, Spezifizierungsspielraum. 

Das zeigt sich daran, dass die meisten Bundesländer gleichermaßen wie der Bund ih-

rer Aufsicht aufgrund der Vereinbarkeit mit unionsrechtlichen Vorgaben die Rechts-

stellung einer obersten Landesbehörde verleihen. So sieht es der Entwurf mit § 25 

Abs. 2 S. 3 auch für NRW vor.  
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Das von Art. 54 Abs. 1 lit. b DS-GVO ausgehende Regelungsgebot erstreckt sich auch 

auf die sonstigen Voraussetzungen für die Ernennung als Landesdatenschutzbeauf-

tragten. Europarechtlich verlangt werden nach Art. 53 Abs. 2 DS-GVO Qualifikation, 

Erfahrung und Sachkunde „insbesondere im Bereich des Schutzes personenbezoge-

ner Daten“. Es erscheint ebenso rechtssicher wie angemessen die unionsrechtlichen 

Vorgaben, Fachkunde und Erfahrung, aus Art. 53 Abs. 2 DS-GVO in § 25 Abs. 1 S. 4 zu 

übernehmen. Ferner ist die kumulative Anforderung „Qualifikation“ in das einzel-

staatliche Recht zu implementieren. Hierfür geht der Landesgesetzgeber den Weg 

„die Befähigung zum Richteramt oder zu der Laufbahngruppe 2, zweites Einstieg-

samt“ zu verlangen. Fraglich ist, ob von einem künftigen Landesdatenschutzbeauf-

tragten verlangt werden kann, dass er solche dienstrechtlichen Voraussetzungen er-

füllt. Diese Spezifizierung dürfte die vom Verordnungsgeber offen gelassenen Gren-

zen überschreiten. Ein Ausschluss aufgrund einer laufbahnrechtlichen Anforderung 

erscheint nicht mit den sekundärrechtlich vorrangigen Anforderungen vereinbar. Die 

unionsrechtlichen Vorgaben des Art. 53 Abs. 2 DS-GVO (Qualifikation, Erfahrung und 

Sachkunde) können teleologisch nicht ausschließlich bei Vorliegen dienstrechtlicher 

Anforderung erfüllbar sein.   

 

Die DS-GVO wird nicht zum Anlass genommen, die Einordnung des Landesbeauftrag-

ten für den Datenschutz dahingehend zu ändern, dass er ab dem 25. Mai aus dem Be-

amtenverhältnis ausscheidet. Im Sinne der Unabhängigkeit des Landesbeauftragten 

ist dies zu begrüßen.  

Von Bedeutung wird der Aspekt des Anstellungsverhältnisses auch bei der Ausgestal-

tung der in Art. 54 Abs. 2 S. 2 DS-GVO normierten Verschwiegenheitspflicht durch die 

Länder. Sind die Behördenleiter verbeamtet, ergibt sich die Verschwiegenheitspflicht 

grundsätzlich aus den Landesbeamtengesetzen. Damit ist keine weitere Regelung im 

Landesdatenschutzgesetz in dieser Hinsicht erforderlich.  

 

Zu § 31 Abs. 1: 
Mit Rücksicht auf eine effiziente organisatorische Ausgestaltung der Funktion der be-

hördlichen Datenschutzbeauftragten ist die gesetzlich erlaubte Bestellung eines 

Stellvertreters oder auch mehrerer Stellvertreter sehr begrüßenswert. Eine solche 

Stellvertretung kann die oder den Datenschutzbeauftragten bei zeitweiliger Abwesen-

heit wie etwa während des Urlaubs, einer Dienstreise oder bei Erkrankungen vertre-

ten. 

 

Zu § 32: 
Da sich die EU-Mitgliedstaaten hinsichtlich der Möglichkeit Bußgelder gegen öffentli-

che Stellen zu verhängen nicht einigen konnten, findet sich mit Art. 83 Abs. 7 DS-GVO 

eine Öffnungsklausel in der Grundverordnung wieder. Dieser Ausgestaltungsspiel-

raum gewährt in Deutschland neben dem Bund auch den Ländern das Recht Vorschrif-

ten dafür festzulegen, ob und in welchem Umfang gegen Behörden und öffentliche 

Stellen Geldbußen verhängt werden können.  



GDD 
 

Gesellschaft für Datenschutz  

und Datensicherheit e.V. 

Die Regelung nach § 32, keine Bußgelder gegen öffentliche Stellen auszusprechen, 

erstreckt sich nicht auf öffentlich-rechtliche Unternehmen, die im Wettbewerb mit an-

deren Verarbeitern stehen. Ansonsten erhielten diese gegenüber ihren Wettbewer-

bern einen Vorteil. Mit der vorgesehenen Regelung ist diese Besserstellung sinnvoll-

erweise ausgeschlossen. 

Zu § 33: 
Das nationale Recht kann nur Bußgeldvorschriften innerhalb des vom Verordnungs-

geber überlassenen Bereichs, der von der für die Geldbußen ausschließlich geltenden 

Öffnungsklausel (Art. 83 Abs. 7 DS-GVO) geregelt ist, implementieren. Art. 84 DS-GVO 

kann nicht als Grundlage für anderweitige Bußgeldtatbestände im einzelstaatlichen 

Recht herangezogen werden. Es ist daher nicht mit dem Unionsrecht vereinbar Buß-

geldtatbestände gegenüber Mitarbeitern von Behörden oder sonstigen öffentlichen 

Stellen – wie in § 33 Abs. 1 und 2 geplant – zu normieren. Dies mag zwar eine Sankti-

onslücke zur Folge haben, aber abseits der unionsrechtlich harmonisierten Geldbu-

ßen bei Datenschutzverstößen gem. Art. 83 DS-GVO kann das einzelstaatliche Recht 

keine weiteren Bußgeldregeln schaffen. 

 

Zu § 34: 
Der Landesgesetzgeber kommt mit § 34 seiner Pflicht nach, die obligatorische Öff-

nungsklausel des Art. 84 Abs. 1 DS-GVO auszufüllen und Sanktionen zu normieren. In 

Anknüpfung an die Vorläuferbestimmung (§ 33 Abs. 2 DSG NRW a. F.) fällt die Ent-

scheidung auf strafrechtliche Rechtsfolgen. Es erscheint begrüßenswert, dass dieses 

Sanktionsregime keine Verschärfung erfahren hat. 

 

Zu §§ 35-69: 
Mit den §§ 35 bis 69 setzt der Landesgesetzgeber die Regelungen der JIRL gemeinsam 

mit den Anpassungen zur DS-GVO in einem Gesetz um. Anders als bei der DS-GVO sind 

die Regelungen der JIRL zwingend im einzelstaatlichen Recht zu implementieren. 

Gleichwohl schafft die JIRL aufgrund der Wahl ihres Rechtsaktes als RL nur eine Min-

destharmonisierung der Datenschutzvorgaben innerhalb des entsprechenden Anwen-

dungsbereichs (Art. 2 JIRL). Ziel ist ein für den Betroffenen unionsweit einheitlicher 

Schutz (ErwG. 15 JIRL). 

 

V. Zu Art. 2-10 
Der Gesetzesentwurf sieht mehrere Gesetzesänderungen vor. Es ist geboten neben 

dem allgemeinen Datenschutzgesetz überdies Anpassungen von Datenschutzbezügen 

im Fachrecht vorzunehmen. Die notwendigen Änderungen im Fachrecht innerhalb ei-

nes gemeinsamen Gesetzesentwurfes neben der kompletten Neugestaltung des all-
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gemeinen Landesdatenschutzrechts vorzunehmen ist ebenso ambitioniert wie sinn-

voll. Gleichwohl handelt es sich hierbei nur um Gesetze aus dem Zuständigkeitsbe-

reich des Ministeriums des Innern, was einen verbleibenden Anpassungsbedarf stark 

vermuten lässt. 

 

   

 

Prof. Dr. Rolf Schwartmann   Dr. Tobias Jacquemain, LL.M. 
Vorstandsvorsitzender der GDD e. V.   Wiss. Referent der GDD e. V. 
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Technische Hochschule Köln 

Fakultät für Wirtschafts- und Rechtswissenschaften 

Kölner Forschungsstelle für Medienrecht 

Herrn Prof. Dr. Rolf Schwartmann 

Claudiusstr. 1 

 

50678 Köln 

 

 

 

Dr. iur. Tobias Jacquemain, LL.M.                                 

Annostr. 27-33                                        

D-50678 Köln 

Tel.: +49 (0) 221 613811    

Fax: +49 (0) 221 962 444 3    

Mobil: +49 (0) 178 8299 722 

Mail:   t.jacquemain@posteo.de 

Sehr geehrter Herr Prof. Schwartmann,  

hiermit übersende ich Ihnen mein Angebot für die folgenden 

Leistungen: 

 

Erstellung von Gutac htenentwürfen zu datensc hutzrec htli-

c hen Rec htsnormen, insbesondere Art. 1; Art. 6 Abs. 1 lit. a ; 

Art. 6 Abs. 1 lit. b ; Art. 6 Abs. 1 lit. f; Art. 4; Art. 7; Art. 8; Art. 12; 

Art. 13; Art. 14; Art. 15; Art. 40; Art. 41; Art. 42; Art. 43; Art. 77; 

Art. 81; Art. 82; Art. 83; Art. 84 Datensc hutz-Grundverordnung 

(DS-GVO) sowie dazugehöriger wissensc haftlic her Mitarbeit 

bei der Herausgebertätigkeit von Prof. Dr. R. Sc hwartmann 

im Zeitraum vom 01.10.2017-31.12.2017  

zum pausc halen Endpreis in Höhe von   EUR 8.000 

 

Der angebotene Endpreis ist inklusive Mehrwertsteuer zu ver-

stehen (d. h.: 6.722, 69 € netto + 1.277,31 € MwSt.). 

 

Bei Rückfragen oder Unklarheiten stehe ich selbstverständ-

lich gerne zu Ihrer Verfügung und verbleibe 

mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Tobias Jacquemain 

 

Kostenkalkulation  

25.08.2017 


